
Strafrecht. 

den letztern nicht von der Einhaltung eines angemessenen 
Überholungsabstandes ; denn wenn der Vordermann ihn 
gesehen hatte,' so brauchte er - in dem kurzen Augen­
blick des Zurückschauens - nicht seine Vorfahrabsicht 
erkannt zu haben. Das leichte Linkshalten des Rechen­
macher lag noch innerhalb der Marge, in der sich der 
Fahrzeugführer seitlich bewegen kann, ohne dies mit 
Zeichen anzeigen zu müssen. Das Handzeichen (Art. 75 
Abs. 2 MFV) muss der Radfahrer geben, wenn er von 
der bisherigen Fahrbahn abschwenken, nicht aber, wenn 
er bloss in seiner Fahrbahn etwas zur Seite rücken will. 

Demnach erkennt der Kassationshof: 

Die Nichtigkeitsbeschwerde wird abgewiesen. 

A. STAATSRECHT - DROIT PUBLIC 
----.--

I. GLEICHHEIT VOR DEM GESETZ 
(REOHTSVERWEIGERUNG) 

EGALITE DEVANT LA LOI 
(DENI DE JUSTIOE) 

11. Auszug aus dem Urteil vom 9. Mai 1941 
i. S. K. gegen Thurgau. 
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Aus Art. 4 BV folgt unmittelbar nur ein Anspruch auf Befreiung 
von jeder Vorschusspflicht. Der Anspruch auf Befreiung von 
Prozesskostenauflagen überhaupt kann sich nur auf das kan­
tonale Recht stützen. 

Der unmittelbar aus Art. 4 BV folgende Armenrechtsanspruch 
wird dadurch gegenstandslos, dass die arme Partei das Ver­
fahren tatsächlich hat durchführen können. (Erw. 1.) 

Bei der ErteiIung des Armenrechts an einen Minderjährigen darf 
für die Bedürftigkeit auf die Verhältnisse der Eltern abgestellt 
werden, da sich die elterliche Beistands- und Unterhaltungs­
pflicht wie die eheliche (im Gegensatz zur Unterstützungspflicht 
nach Art. 328 f. ZGB) auch auf den Rechtsschutz erstreckt. 
(Erw. 2 und 3.) 

Assistance judiciaire gratuite: 
Seul le droit a l'exoneration des avances de frais decoule imme­

diatement de l'art. 4 CF. L'exoneration totale des frais de jus­
tice ne peut etre deduite que de la 16gislation cantonale. 

Le droit a l'assistance judiciaire gratuite, tel qu'il msulte imme-­
diatement de l'art. 4 CF, ne peut plus etre invoque par le justi­
ciable qui a ete effectivement en mesure de proc6der (eonsid. 1). 

Lorsqu'il s'agit d'accorder l'assistance judiciaire gratuite a un 
mine:ur, l'autorit6 peut tenir eompte de la situation des parents, 
car le devoir d'assistanee et d'entretien des· parents; comme 
eelui de l'epoux (par opposition au devoir d'assistance prevu 
par les art. 328 s. ce) s'etend aussi a Ia defense des droits en 
justiee (eonsid. 2 et 3). 

Assistenza giudiziaria gratuita: 
Soltanto i1 diritto di esonero dall 'anticipo delle spese discende 

immediatamente dall'art. 4 CF. L'esonero totale dalIe spese 
giudiziarie non pub essere dedotto ehe dalla legislazione ean­
tonale. 

AS 67 I - 1941 5 
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11 diritto all'assi"t.f'nzit gindiziaria grat,nita, quale risulta irnrne­
diatarnf'ntf' dall'art. 4 C:I<', non pub piil f';;sere invocato dalla 
partf' ehe e stat,a, effethvitl,nen.te in grado di 'procedere (c~msid. 1). 

S(' si tratta di accordure I a ... 'ISJstf'l1za gratmta a lm rnmorenne, 
l'autorit<\ pubtt>l1er COl1to delL't sjtu~ziol1e dei .geni~ori,. poiche 
l'obbligo di assistenza ~ di rnal1tel1;rnen~o de~ ge~ltorJ, corne 
quello dt>l cOl1iuge (a dlfferenza dell obbhgo dl assIste~za pre: 
visto dagli art,. 328 e seg. Ce) cornprende al1che la dlfesa deI 
diritti daval1t,i alle istal1ze giudiziarie (consid. 2 e 3). 

A. - Der Rekurrent Ernst K., geboren 1923, wurde 
im Juni 1940 wegen Diebstahls zweier Flobertgewehre 
zu einem Tag Gefängnis, bedingt erlassen, verurteilt. In 
der vorangehenden Untersuchung hatte das Bezirksamt 
Arbon Pfarrer R. und Lehrer B. aufgefordert, über Vor­
leben, Charakter, Bildungsgang, Fleiss und Betragen des 
Genannten ausführlich Bericht zu erstatten. R. und B. 
gaben die verlangten Berichte am 26. und 27. Mai 1940. 
Sie äusserten sich dabei in einer Weise über den Rekur­
renten, die dessen Vater Emil K. als den Tatsachen 
widersprechend und für seinen Sohn beleidigend er­
achtete. 

Vater K. erhob deshalb als « gesetzlicher Vertreter 
seines Sohnes im Sinne von Art. 279 ZGB)} gegen R. 
und B. Klage mit dem Begehren, die Beklagten seien der 
Ehrverletzung schuldig zu erklären, angemessen zu be­
strafen und solidarisch zur Bezahlung einer Genugtuungs­
summe von Fr. 500.- zu verpflichten. Gleichzeitig kam 
er beim Gemeinderat um die Ausstellung eines Armuts­
zeugnisses nach § 103 ZPO ein für die Durchführung 
des Prozesses. Der Gemeinderat verweigerte dies wegen 
fehlender Bedürftigkeit. Vater K. beschwerte sich hier­
über beim Bezirksrat Arbon. Dessen Erhebungen ergaben 
folgendes: Der Kläger Ernst K. lebt im gemeinsamen 
Haushalt mit seinen Eltern und drei Geschwistern Anna 
(geb. 1917), Sophie (geb. 1921) und Margrit (geb. 1927). 
An die Kosten des Haushalts tragen neben dem Vater, 
dessen Einkommen Fr. 200.- beträgt, monatlich bei: 
der Kläger seinen vollen Verdienst von Fr. 150.-, Sophie 
von ihrem Verdienst Fr. 80.- und die Mutter ihren 
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Verdienst aus Heimarbeit von Fr. 50.-. Anna ist seit 
l3eptember 1940 wegen Krankheit erwerbsunfähig und wird 
es jedenfalls noch einige Zeit bleiben, während Margrit 
noch schulpflichtig ist und nicht.<; verdient. 

Auf Grund dieser Erhebungen wies der Bezirksrat 
Arbon die Beschwerde ab. Der Regierungsrat des Kantons 
Thurgau bestätigte diesen Entscheid durch Beschluss vom 
30 . Januar 1941 in der Annahme, ein Familieneinkommen 
von Fr. 480.- reiche in ländlichen Verhältnissen aus, 
um neben dem Lebensunterhalt der Familie die Kosten 
des vorliegenden Prozesses zu bestreiten. 

B. - Mit rechtzeitig erhobener staatsrechtlichen Be­
schwerde beantragt Emil K. namens seines minderjährigen 
Sohnes Ernst die Aufhebung dieses Beschlusses des Re­
gierungsrates wegen Verletzung von Art. 4 BV. 

O. - Die Bezirksgerichtskommission Arbon hat den 
Ehrverletzungsprozess ohne Rücksicht auf den Verwal­
tungsstreit über die Ausstellung des Armutszeugnisses 
erstinstanzlich durchgeführt und durch Urteil vom 22. 
Oktober 1940 die Klage abgewiesen sowie dem Kläger 
Ernst K. die Gerichtskosten von Fr. 42.- und eine Prozess­
entschädigung von Fr. 30.- auferlegt. Vater K. hat 
dagegen appelliert. Der nach § 283 ZPO mit der Beru­
fungserklärung zu erlegende Betrag (Fr. 64.-) wurde von 
einem Dritten einbezahlt. 

Durch Verfügung vom 1. April 1941, nach Erhebung 
der vorliegenden staatsrechtlichen Beschwerde, hat der 
Präsident der obergerichtlichen Rekurskommission ge­
stützt auf § 97 Zifi. 2 und 3 ZPO dem Kläger Ernst K. 
aufgegeben, zur Sicherstellung der Parteikosten der Be­
klagten eine Kaution von Fr. 100.- zu leisten, ansonst 
die Berufung als verwirkt erklärt würde. 

Das Bundesgericht hat die Beschwerde abgewiesen. 

A'U8 den Erwägungen : 

1. - Aus Art. 4 BV, der Gewährleistung der Rechts­
gleichheit, folgt unmittelbar nur, dass der Richter gegen-
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über der armen Partei, die einen nicht aussichtslosen 
Prozess führt" sein Tätigwerden nicht vor der vorher­
gehenden Erlegung oder Sicherstellung von Kosten (Ge­
richtskosten oder Kosten der Gegenpartei) abhängig 
machen darf. Ein Anspruch darauf, dass die arme Partei 
überhaupt nicht mit Kosten belastet werde, auch nicht 
durch das Endurteil, wodurch in einer Instanz über ihren 
Anspruch erkannt wird, lässt sich unmittelbar aus Art. 
4 BV nicht herleiten, sondern kann sich nur auf kantonales 
Recht stützen (BGE 62 I 216, 64 I 3 f. und dort ange­
führte nicht veröffentlichte Urteile). Für den Kanton 
Thurgau bestimmt in der Tat § 104 ZPO, dass die Bewil­
ligung der unentgeltlichen Prozessführung nicht nur die 
Befreiung von jeder Vorschusspflicht umfasse, sondern 
auch von gerichtlichen Gebühren aller Art und von der 
Entschädigung an Zeugen und Sachverständige. 

Die Anwendung des kantonalen Gesetzesrechts kann 
das Bundesgericht als Staatsgerichtshof nur auf Willkür 
hin nachprüfen. Dagegen steht ihm bei Anständen über 
die bundesrechtliche Befreiung von der Vorschusspflicht 
grundsätzlich die freie rechtliche Überprüfungsbefugnis zu, 
also auch die freie Bestimmung des Rechtsbegriffs der 
Armut (Bedürftigkeit), durch die der Anspruch bedingt 
ist. Wo innert des an sich richtig umschriebenen Begriffes 
die Entscheidung über die Bedürftigkeit nur noch von 
der Würdigung tatsächlicher Verhältnisse abhängt, könnte 
es auch bei solchen Anständen nur einschreiten, wenn 
die kantonale Behörde bei jener Würdigung sich der 
Willkür schuldig gemacht, sich auf offensichtlich falsche, 
aktenwidrige Annahmen gestützt hätte. 

Im vorliegenden Falle ist der unmittelbar aus Art. 4 BV 
folgende Armenrechtsanspruch für das erstinstanzliche 
Verfahren vor der bezirksgerichtlichen Kommission da­
durch gegenstandslos geworden, dass der Rekurrent 
dieses tatsächlich hat durchführen können. Dagegen ist 
er trotz der Hinterlegung des durch § 283 ZPO geforderten 
Vorschusses noch von Bedeutung für das Berufungs-
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verfahren infolge der Verfügung des Präsidenten der 
obergerichtlichen Rekurskommission vom 1. April 1941 
inbezug auf die Kosten der Gegenpartei, ferner für den 
Fall, dass das Obergericht die Abnahme der vom Rekur­
renten beantragten Beweise anordnen sollte, weil dann 
die Durchführung des Beweisverfahrens zur Auflage eines 
Kostenvorschusses nach § 96 ZPO führen könnte. 

2. - Daraus, dass als Partei im Ehrverletzungsprozess 
der Sohn Ernst K. auftritt, folgt noch nicht, dass für 
die Frage der Bedürftigkeit ausschliesslich sein Verdienst 
(oder Vermögen) massgebend wäre. Die Beschwerde 
übersieht in diesem Punkte die den Eltern gegenüber 
minderjährigen Kindern obliegende Beistands- und Unter­
haltspflicht (Art. 271, 272 ZGB). Es ist anerkannt, dass 
diese Pflicht im Verhältnis des Ehemannes zur Ehefrau 
(Art. 159, 160 ZGB) nicht nur den eigentlichen Lebens­
unterhalt umfasst, sondern auch darüber hinausgehende 
ideelle Bedürfnisse, insbesondere den Rechtsschutz (BGE 
66 II 71, EGGER zu Art. 147 Nr. 17, 160 Nr. 11). Die 
Beistands- und Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber 
minderjährigen Kindern ist aber, wie schon der Wortlaut 
des Gesetzes zeigt, grundsätzlich nicht anders geordnet 
und jedenfalls in der zuletzt erwähnten Beziehung keine 
engere. Den Eltern liegt es demnach ob, dafür zu sorgen, 
dass Prozesse, die im Interesse des Kindes liegen, durch­
geführt werden, und, wo das Kind auf Grund von Art. 
19 Abs. 2 ZGB selbständig handeln kann, ihm dies zu 
ermöglichen. Kann das Kind sein Recht selbst verfolgen, 
so wird es sich freilich fragen, ob nicht die Eltern den 
Beistand ablehnen dürfen, wenn der Prozess sachlich 
ungerechtfertigt erscheint. Hier. stellt sich die Frage 
auch dann nicht, wenn anzunehmen wäre, dass der Re­
kurrent die Ehrverletzungs- und Genugtuungsklage selb­
ständig hätte erheben können. Denn die Klage ist ange­
strengt worden vom Vater K. und zwar nicht auf Grund 
einer Vollmacht des Sohnes, sondern der Vertretungs­
macht, die ihm als Inhaber der elterlichen Gewalt nach 
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Art. 279 ZGB: ohne Mitwirkung oder Zustimmung des 
Gewaltunterworfenen zusteht (was jedenfalls für eine 
Klage wie die' vorliegende als zulässig erscheint, auch 
wenn sonst die Verfolgung höchstpersönlicher Rechte bei 
Urteilsfahigkeit des Berechtigten ausschliesslich diesem 
zusteht; EGGER zu Art. 19 ZGB Nr. 12). Nachdem der 
Vater dadurch zu erkennen gegeben hat, dass er die 
Führung des Prozesses als Teil. des dem minderjährigen 
Sohne geschuldeten Beistandes betrachtet, hat er auch 
für die dazu erforderlichen Mittel aufzukommen und 
könnte das Armenrecht nur beanspruchen, wenn nicht 
nur der Sohn, sondern er selber bedürftig wäre. Dies 
umso mehr, als der ganze Lohn des mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Sohnes ihm zukommt (Art. 295 
Abs. 1 ZGB ; BGE 62 ·IH 117). Auf diesem Boden steht 
denn auch die kantonale Rechtsprechung zur bernischen 
und zürcherischen ZPO (LEtrclI, Berner ZPO § 77 Nr. 2, 
STRÄULI, Zürcher ZPO § 81 Nr. 5). Sie entspricht einzig 
dem Rechtsempfinden, das gröblich verletzt würde, wenn 
ein Vater mit bedeutendem Vermögen als Inhaber der 
elterlichen Gewalt einen ähnlichen Prozess im Armenrecht 
führen könnte, wie es die Folge einer andern Lösung wäre. 

3. - Der Partei oder der Person, auf deren Verhältnisse 
es ausnahmsweise, wie hier, statt der Partei selbst für 
die Frage der Bedürftigkeit ankommt, dürfen immerhin 
nur solche Mittel angerechnet werden, über die sie wirk­
lich verfügen kann. Es kann ihr nicht entgegengehalten 
werden, dass wenn sie selbst die Prozesskosten nicht 
bestreiten könne, doch unterstützungspflichtige Ver­
wandte (mehrjährige Kinder oder Geschwister) in der 
Lage wären, ihr die nötigen Beträge zur Verfügung zu. 
stellen. Denn die Unterstützungspflicht der Verwandten 
(Art. 328/9 ZGB) erstreckt sich nur auf die zum Lebens­
unterhalt des Bedürftigen erforderlichen Leistungen, nicht 
auch auf die Kosten von ihm angehobener Prozesse 
(BGE 64 I 5 ; nicht veröffentlichtes Urteil vom 4. April 
1935 i. S. Kuhn). 
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Im vorliegenden Falle haben indessen die kantonalen 
Behörden die Bedürftigkeit des Vaters K. auch nicht 
aus jenem Grunde verneint. Es sind ihm vielmehr nur 
solche Mittel angerechnet· worden, über die er wirklich 
verfügt, sein eigener Verdienst, der in die Haushaltungs­
kasse fliessende Verdienst der Ehefrau und der ihm nach 
Art. 295 Abs. 1 ZGB zufallende Arbeitserwerb des Sohnes 
Ernst und der Tochter Sophie. 

12. Auszug aus dem Urteil vom 20. Juni 1941 i. S. HeDel' 
gegen Luzem. 

Anspruch auf rechtliches Gehör, Art. 4 BV : 
Verwaltungsbehörden sind auf Grund von Art. 4 BV nicht un­

beschränkt, sondern nur unter ganz bestimmten Voraus­
setzungen verpflichtet, eine Verfügung auf Antrag d~s Be­
troffenen in Wiedererwägung zu ziehen, d. h. darauf genchtete 
Gesuche materiell zu behandeln. 

Droit d'etre entendu, art. 4 CF: 
L'art. 4 CF n'oblige que dans certams cas determines les autorites 

administratives a examiner au fond 10. requete par laquelle 
l'interesse demande que soit reconsideree une d6cision prise 
precooemment a son egard. 

Diritto d'essere udito, art. 4 CF : 
Soltanto in certi casi determinati le autorita amministrative 

sono tenute, in virtu delI'art. 4 CF, ad esaminare nel merito la 
domanda dell'interessato diretto..ad ottenere che sio. riconsi­
derata uno. decisione presa anteriormente nei suoi confronti. 

Aus dem Tatbestand : 

Im Jahre 1938 hatte der Stadtrat Luzern ein Gesuch 
des Rekurrenten um Erteilung einer polizeilichen Baube­
willigung abgewiesen. Die hierauf ergriffene Beschwerde 
an den Regierungsrat des Kantons Luzern, ein staats­
rechtlicher Rekurs an das Bundesgericht und ein Wieder­
erwägungsgesuch beim Regierungsrat waren ohne Erfolg. 
Ebenso lehnte der Stadtrat am 28. September 1939 das 
Eintreten auf ein neues Gesuch ab, und zwar mit der 
Begründung, dass im Interesse der Rechtssicherheit auf 


